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Leitartikel

Liebe Mitglieder der GdP Baden-
Württemberg!

Inzwischen sind zwei bewegte 
Jahre für unsere Gewerkschaft der 
Polizei nach unserem letzten Dele-
giertentag vergangen. Immer wie-
der war unsere GdP öffentlichen  
Angriffen ausgesetzt und die Be-
hauptung, dass die GdP Baden-
Württemberg sozusagen „pleite“ 
wäre, hält sich hartnäckig. Wie ich 
es immer wieder auf Nachfragen 
dargestellt hatte, dass wir zwar eng 
aufgestellt, dennoch stabil sind. 
Durch den positiven Jahresabschluss 
2017, trotz kompletter Erneuerung 
der Technik in der Geschäftsstelle, 
sowie einiger erforderlichen Sanie-
rungsmaßnahmen, wurde unser ein-
geschlagener Weg bestätigt. Die von 
euch gewählten Vertreter unserer 
GdP werden als kompetente Ge-
sprächspartner von den Medien und 
politischen Mandatsträgern wahrge-
nommen. Das ist insbesondere durch 
die Vielfalt der Themen erkennbar, 
welche vom Landesvorstand und mir 
als Landesvorsitzenden abgedeckt 
wurden. Ob es sich um die Raser auf 
der Autobahn, die Videoüberwa-
chung von Dienstgebäuden oder öf-
fentlichen Plätzen, Fragen zur Inne-
ren Sicherheit, Überstundenhäufung 
oder Personalmangel in der Polizei 
handelt. 

Natürlich haben uns viele Kolle-
ginnen und Kollegen auch in Bezug 
auf die anstehende erneute Ände-
rung der Polizeistruktur angeschrie-
ben. Im Zuge unserer Beteiligung 
haben wir die uns mitgeteilten Prob-
leme und Anregungen eingebracht. 
Denn eure GdP ist die Gewerkschaft, 
welche Klartext spricht und so wer-
den wir es auch in der Zukunft hal-
ten. Besonders deutlich wurde es bei 
dem Thema zur beabsichtigten 
Dienstpostenbewertung. Bis zum 
Druck dieser Ausgabe wurde immer 
noch keine Vorlage des Innenminis-
teriums beim Hauptpersonalrat der 
Polizei vorgelegt. 

Dennoch gibt es Signale aus dem 
Innenministerium, dass es Nachbes-

GdP zieht Zwischenbilanz

serungen zu der bisher angedachten 
Vorlage geben soll. Schön, dass wir 
hierzu durch unsere intensiven Ge-
spräche mit unserem Innenminister 
Strobl dazu beigetragen haben. Nun 
habe ich aus den Reihen eines Präsi-
diums gehört, dass beabsichtigt sei, 
eine größere Flexibilisierung beim 
Besetzen von Dienstposten einzu-
räumen. 

Ein Schelm, wer hier etwas Böses 
denkt:
– �Soll damit etwa erreicht werden, 

dass die eigentliche Frage, wie ein 
Polizeibeamter/eine Polizeibeam-
tin zu bewerten ist, nicht beant-
wortet werden? 

– �Wollen die Verantwortlichen die 
Kolleginnen und Kollegen im mitt-
leren Dienst „ruhig stellen“, damit 
niemand auf die Idee kommt, im-
mer noch die Frage zu stellen, wa-
rum eine Streifenwagenbesatzung 
mit bis zu sieben verschiedenen 
Dienstgraden (Dienstposten) be-
setzt ist?

– �Soll weiterhin darüber hinwegge-
täuscht werden, dass eine lauf-
bahngruppenübergreifende Dienst- 
postenbündelung unzulässig ist?
Als Gewerkschaft der Polizei ha-

ben wir alle politischen Verantwor-
tungsträger auf die Situation hinge-

wiesen und vertrauen darauf, dass 
erkannt wird, wie überfällig es ist, 
dass die Polizei gerecht bewertet 
wird, nämlich mit der Besoldungs-
gruppe A 11.

Zudem bleiben wir weiter am Ball, 
was die Höhe der Zulage zum Lage-
orientieren Dienst angeht. Hier wur-
de uns im Gespräch mit unserem In-
nenminister ein Signal gegeben, 
dass dieses Thema im Laufe dieser 
Legislaturperiode noch aktiv ange-
gangen werden soll.

Es wäre genau die richtige Jahres-
zeit, um hier ein Signal in die Polizei 
zu geben. Schließlich steht ja Weih-
nachten vor der Tür und bescheiden 
wie wir als GdP sind, genügen uns 
für das Jahr 2018 die beiden Kalen-
dertürchen, welche geöffnet werden 
sollten. Zudem möchte ich mich an 
dieser Stelle bei meinen Mitstreitern 
und Unterstützern herzlichst bedan-
ken.

Als euer Landesvorsitzender wün-
sche ich euch im Namen des gesam-
ten Landesvorstandes eine besinnli-
che Weihnachtszeit und einen guten 
und hoffentlich gesunden Start ins 
neue Jahr 2019.

Euer Landesvorsitzender
H.-J. K.
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aus der redaktion

Die Landesredaktion ist unter der 
E-Mail-Adresse redaktion@gdp-bw.
de zu erreichen.

Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei – Landesjournal BW – 
sowie in der Digit@l, veröffentlicht 
werden sollen, an diese E-Mail- 
Adresse senden. In dringenden Fäl-
len erreicht Ihr uns auch unter der 
Mobilnummer 01 73/3 00 54 43.

Der Redaktionsschluss für die Ja-
nuar-Ausgabe 2019 des Landesjour-
nals Baden-Württemberg ist am 
Montag, dem 3. Dezember 2018, für 
die Februar-Ausgabe ist er am Mon-
tag, dem 7. Januar 2019.

Nicht rechtzeitig zum Redaktions-
schluss eingesandte Artikel können 
von uns leider nicht mehr berück-
sichtigt werden. Zur einfacheren Be-
arbeitung bitten wir um Übersen-
dung von unformatierten Texten 
ohne Fotos, diese bitte separat zu-
senden.� Andreas Heck
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Am 24. 10. 2018 fand der Festakt 
des 23. Landesdelegiertentages 
Rheinland-Pfalz in Leiwen, Kreis 
Trier-Saarburg, statt.

Andreas Heck, stellv. Landesvorsit-
zender, nahm an dieser Veranstaltung 
für die GdP Baden-Württemberg teil.

Dem ehemaligen Landesvorsitzen-
den der GdP Rheinland-Pfalz, Ernst 
Scharbach, welcher an diesem Tag 
sein Amt nach 16 Jahren zur Verfü-
gung stellte, überbrachte Andreas 
Heck den Dank des GdP-Landesbe-
zirks Baden-Württemberg für die jah-
relange sehr gute Zusammenarbeit. 

Ihm wurde ein kleines Präsent in 
Form badischen Weines über-
reicht. Der neu gewählten Landesvor-

aus dem Landesbezirk

Besuch des Festaktes 
beim Landesdelegiertentag 

Rheinland-Pfalz 2018
sitzenden Sabrina Kunz gratulierte 
Andreas Heck und übergab einen 
kleinen Blumenstrauß. Die gute Zu-
sammenarbeit zwischen beiden Lan-
desteilen soll wie in den vergangenen 
Jahrzehnten fortgeführt werden. Die 
gegenseitige Unterstützung wurde 
zugesichert. 

Die überbrachten Glückwünsche 
galten natürlich auch dem neu  
gewählten GLV.

Sabrina Kunz wurde im Anschluss 
zu einer der nächsten GLV-Sitzungen 
nach Eberdingen eingeladen. 

Wir wünschen Sabrina Kunz und 
dem neu gewählten GLV alles er-
denklich Gute und gewerkschaftliche 
Erfolge ...

Der Stammtisch der GdP-Senio-
ren der Kreisgruppe Heilbronn fin-
det im Jahr 2019 an folgenden Ta-
gen in der Waldgaststätte Jägerhaus, 
Jägerhaus 1, 74074 Heilbronn, Tel. 
 0 71 31/17 60 75, jeweils ab 14.00 
Uhr statt:

Seniorenstammtische der 
Kreisgruppe Heilbronn

* Dienstag, 15. 1. 2019,
* Dienstag,   5. 3. 2019,
* Dienstag,   7. 5. 2019,
* Dienstag, 16. 7. 2019,
* Dienstag, 17. 9. 2019,
* Dienstag, 19. 11. 2019,

Günter Knapp

Aus den Bezirks- und Kreisgruppen
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Keine Uniform für Polizeinachwuchs?

Die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) begrüßt die Einstellungsof-
fensive der Landesregierung, ins-
gesamt 1800 Nachwuchskräfte bei 
der Polizei einzustellen. Leider 
sprechen die aktuellen Einstel-
lungszahlen da eine andere Spra-
che und man wird wohl das vorge-
gebene Ziel nicht erreichen. Bei 
den Einstellungen im September 
2018 sollen bereits jetzt schon 100 
Bewerber landesweit fehlen, die 
nicht, wie geplant, eingestellt wur-
den. Das ist schlimm genug. Das 
aber nun auch seit Monaten keine 
Uniform für den Polizeinachwuchs 
vorhanden ist, spricht nicht gerade 
für professionelles Management. 
Unser GdP-Landesvorstand Tho-
mas Mohr, der den Polizeinach-
wuchs in einem Schulstandort im 
Namen der GdP im Herbst dieses 
Jahres begrüßte, beklagt schon seit 
Monaten das fehlende bzw. verzö-
gerte Einkleiden der Nachwuchs-
beamten der Polizei Baden-Würt-
temberg mit der Uniform. Oft 
dauert es bis zu einem Vierteljahr 
nach der Einstellung, bis mit der 
Einkleidung begonnen wird. 

Weil man die Nachwuchsbeamten 
auf die Verfassung des Landes Ba-
den-Württemberg vereidigen muss 
und dies zeitnah nach der Einstellung 
in Uniform erfolgt, hatte man einen 
Weg gewählt, dass fehlende Einklei-
den mit der Uniform zu kaschieren.

Die Polizeischüler müssen sich 
meist bei Nachwuchsbeamten (Poli-
zeischüler), die beispielsweise im 
März 2018 eingestellt wurden, die ent-
sprechenden, bereits getragenen Uni-
formteile, für die Vereidigung leihen.

„Das ist ein Zustand, den es bei ei-
nem staatlichen Arbeitgeber nicht 
geben darf!“ 

In der Vergangenheit wurden die 
Nachwuchsbeamten maximal nach 
zwei Wochen mit der Uniform ausge-
stattet. Das wurde natürlich dadurch 
begünstigt, weil es an den Ausbil-
dungsstandorten eigene Kleiderkam-
mern gab und die Lieferung vor Ort 
durchgeführt werden konnte. Durch 
die Zentralisierung der Ausgabe der 
Uniform durch das Logistikzentrum 
für Polizei war eine zeitnahe Ausgabe 
in der Vergangenheit auch gewähr-
leistet.

    Innenministerium reagiert nach Kritik 
der GdP

Die Verzögerung trat erst etwa vor 
einem Jahr auf, als auch die bereits 
fertig ausgebildeten Polizeibeamten 
oft mehrere Monate auf Uniformbe-
stellungen warten mussten. So kam 
es vor, dass eine dringend benötigte 
Sommeruniformhose, die man am 
Anfang der warmen Jahreszeit be-
stellt hatte, oft in den Wintermonaten 
erhalten hatte. Die GdP kritisierte 
diesen Zustand mehrfach intern und 
man versprach in diesem Bereich 
nachzubessern.

Das sich bislang weder bei den 
Polizisten im Einzeldienst, noch bei 
den Nachwuchsbeamten etwas ge-
ändert hat, zeigt u. a. das aufgeführ-
te Beispiel beim Polizeinachwuchs. 
Das will die GdP nicht länger so hin-
nehmen und wird auch die verant-
wortliche Politik nun in die Pflicht 
nehmen.

Innenministerium reagiert: 
Polizeinachwuchs bekommt nun 

zeitnah die Uniform
Nachdem die GdP das verzögerte 

Einkleiden der Nachwuchsbeamten 
der Polizei Baden-Württemberg mit 
der Uniform auch öffentlich beklagte, 
tat sich nun was. 

Die Polizeischüler mussten sich, 
wie bereits erwähnt, meist bei ihren 
Kollegen/-innen (Polizeischüler/-in-
nen), die beispielsweise im Halbjahr 
zuvor eingestellt wurden, die entspre-

chende, bereits getragenen Uniform-
teile, für die Vereidigungsfeier leihen.

Das soll nun der Vergangenheit an-
gehören.

Aufgrund der medialen Berichter-
stattung, auf die Pressemeldung der 
GdP vom 26. 9. 2018, reagierte nun 
das Innenministerium prompt. Seit 
Ende September wird nun der 
Polizeinachwuchs (Einstellung 1. 9. 
2018) mit der Polizeiuniform ausge-
stattet und man möchte dies auch in 
Zukunft so handhaben.

„Das freut und sehr, dass man nun 
endlich die jungen Nachwuchskräfte 
der Polizei zeitnah mit der Polizei-
uniform beliefert und ein Ausleihen, 
bei bereits mit Uniform ausgestatte-
ten Polizeischülern, der Vergangen-
heit angehört.“

Was die GdP jedoch bemängelt ist 
die Tatsache, dass man erst schnell 
und unkompliziert reagiert, wenn 
man den Weg in die Öffentlichkeit 
gehen muss, weil man auf interne 
Hinweise und Beanstandungen gar 
nicht oder nur schleppend reagiert.

Trotz allem sind die Lieferzeiten, 
für die uniformierten Kolleginnen 
und Kollegen im Land weiterhin in-
akzeptabel. 

Lieferungen von mehreren Mona-
ten sind da keine Seltenheit. 

Die GdP hofft da auch auf eine 
schnelle und zufriedenstellende Lö-
sung. Auch da werden wir weiter am 
Ball bleiben. � (TM)
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Langsam aber sicher trudeln sie 
beim Polizeipräsidium Einsatz 
wieder ein, die Dankschreiben 
aus den verschiedensten Einsatz-
orten, gespickt mit Lobeshymen 
auf die hohe Motivation und Ein-
satzbereitschaft der Kolleginnen 
und Kollegen der Bereitschaftspo-
lizei, oftmals mit dem Zusatz ver-
bunden, dass die Kräfte der Be-
reitschaftspolizei der Garant für 
den Einsatzerfolg waren. 

Aber, wie so oft, die Tinte der 
Dankschreiben und der Einsatz-
anzug ist noch nicht trocken, 
schon wieder sind die Kolleginnen 
und Kollegen in Baden-Württem-
berg oder in anderen Bundeslän-
dern im Einsatz und holen oftmals 
sprichwörtlich die Kohle aus dem 
Feuer. Zeit zum Verschnaufen 
meistens Fehlanzeige. Nicht um-
sonst schieben die Kolleginnen 
und Kollegen einen riesigen Über-
stundenberg vor sich her. Zwölf-
Stunden-Schichten tendieren bis-
weilen eher zur Regel als zur 
Ausnahme. 

Trotz ehrlicher Anerkennung 
der hervorragenden Leistungsbe-
reitschaft aus den Reihen der Poli-
zeiführer im Bund und in den Län-
dern und der beispiellosen 
Flexibilität der Einheiten in der 
Bereitschaftspolizei ist die lang-
jährige Forderung der GdP Ba-
den-Württemberg, dies auch end-
lich mit einer Belastungszulage 
anzuerkennen, bis heute nicht er-
füllt. Damit ist die Bereitschafts-
polizei weiterhin der einzige grö-
ßere Arbeitsbereich bei der Polizei 
in Baden-Württemberg, bei dem 
es keine Zulage gibt.

„Das muss sich in einem der 
reichsten Bundesländer dringend 
ändern. Bei der Bundespolizei er-
halten die Mitglieder der Einsatz-
hundertschaften 154 Euro im Mo-
nat. Das muss mindestens auch 
Maßstab in Baden-Württemberg 
sein.“ 

Weitere offene Forderungen der 
GdP BW für die Bereitschaftspoli-
zei sind die Einführung des Akti-
ven Gehörschutzes und die Ver-
besserung des Fuhrparks. 

Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft 
der Bereitschaftspolizei muss endlich auch 

monetär anerkannt werden!

Foto: Adobe Stock;  © Photocreatief

Am Mittwoch, dem 17. 
10. 2018, feierte Frau Jo-
hanna Wimmer ihren 90. 
Geburtstag. Der Senio-
renvertreter PHK a. D. 
Michael Kloos gratulierte 
ihr, wünschte für die Zu-
kunft alles Gute und 
überreichte in der ASB-
Seniorenresidenz Ho-
henstaufen in Göppingen 
im Namen der GdP-Be-
zirksgruppe Polizeipräsi-
dium Einsatz einen Ge-
schenkkorb. Frau 
Wimmer, welche in ihrer 
aktiven Zeit bei der 2. Be-
reitschaftsabteilung in 
Göppingen beschäftigt 
war, freute sich über die 
Aufmerksamkeit und be-
dankte sich recht herz-
lich.

GdP-Mitglied Johanna Wimmer feiert 
den 90. Geburtstag

Jubilarin Johanna Wimmer 
Foto: © GdP PP Einsatz

Aus den Bezirks- und Kreisgruppen
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Aus den Bezirks- und Kreisgruppen

Die diesjährige Landesgartenschau 
fand vom 12. April bis zum 14. Okto-
ber 2018 in 77933 Lahr im Schwarz-
wald statt. 

Die Bezirksgruppe Offenburg 
konnte in diesem Zeitraum eine 
Großzahl von Karten an Mitglieder 
der Bezirksgruppen Freiburg, 
Hochschule für Polizei, sowie Of-
fenburg vermitteln. Wir freuen uns 
sehr, dass diese Aktion von unseren 
Mitgliedern sehr gut angenommen 
wurde. 

Die diesjährige Landesgartenschau 
wurde von ca. 800 000 Menschen be-
sucht. 

Die Landesgartenschau wird in Ba-
den-Württemberg alle zwei Jahre 
ausgerichtet. 

Nach Lahr folgt 2020 Überlingen 
am Bodensee und 2022 Neuenburg 
am Rhein, südlich von Freiburg.

Tolle Mitgliederaktion der Bezirksgruppe Offenburg

Foto: © Landesgartenschau Lahr
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Aus der Rechtsabteilung

Die GdP begrüßt ausdrücklich die 
Einführung eines § 80a „Erfüllungs-
übernahme von Schmerzensgeld- 
ansprüchen gegen Dritte“ in das Lan-
desbeamtengesetz von Baden-Würt-
temberg. 

Der Wortlaut der Norm berücksich-
tigt im Rahmen der Fürsorgeverpflich-
tung des Dienstherrn gegenüber sei-
nen Beamten die Übernahme von 
Schmerzensgeldansprüchen gegen 
Dritte bei rechtswidrigen tätlichen An-
griffen, den die Beamten oder Beam-
tinnen innerhalb des Dienstes oder 
auch außerhalb des Dienstes erleiden. 
Bei Angriffen außerhalb des Dienstes 
greift diese Regelung selbstverständ-
lich nur dann, wenn der Angriff auf-
grund der Tätigkeit als Beamter statt-
fand. 

Nach der Gesetzesvorlage können 
Anträge innerhalb einer Ausschluss-
frist von zwei Jahren nach Eintritt der 
Rechtskraft oder der Unwiderruflich-
keit des Vollstreckungstitels geltend 
gemacht werden.

Ob das gesetzgeberische Ziel, eine 
Verbesserung der Fürsorge für von 
rechtswidrigen Angriffen betroffenen 
Beamtinnen und Beamten erfüllt wird, 
bleibt abzuwarten. Das Gesetz ist bis-
her noch nicht in Kraft getreten! Die 
Erfahrung aus anderen Bundeslän-
dern lassen Probleme erkennen, die 
nachfolgend benannt werden:
• �Ausschluss der Erfüllungsübernah-

me bei Beleidigungen
Nach dem vorliegenden Gesetzes-

entwurf von § 80a Landesbeamtenge-
setz wird die Übernahme titulierter 
Schmerzensgeldansprüche aufgrund 
im Dienst oder in Bezug zum Dienst er-
littenen Beleidigungen ausgeschlossen.
• �Bestimmung über die Angemessen-

heit der Forderung
Die Regelung des § 80a Abs. 1 Satz 

2 Landesbeamtengesetz beschränkt 
die Zahlung des Dienstherrn der Höhe 
nach auf einen Betrag, der angesichts 
der erlittenen immateriellen Schäden 
angemessen ist. Praktisch bedeutet 
das, dass die zur Entgegennahme der 
Anträge auf Erfüllungsübernahme 
verantwortliche Stelle prüft, welcher 
Betrag angemessen erscheint, obwohl 
ein gerichtlicher Vergleich geschlos-

Erfüllungsübernahme von Schmerzens- 
geldansprüchen gegen Dritte 

durch das Land Baden-Württemberg

Foto: Adobe Stock; © bluedesign

sen worden ist, oder ein Vollstre-
ckungsbescheid vorliegt oder ein  
Anerkenntnisurteil oder eine Schmer-
zensgeldvereinbarung und anschlie-
ßendem Urteil im Urkundenprozess. 

Selbst wenn sich das Land Baden-
Württemberg bei der Frage der Ange-
messenheit an den einschlägigen 
Rechtssprechungsübersichten orien-
tiert, handelt es sich nicht um eine mit 
mathematischer Sicherheit zu treffen-
de Entscheidung. Die daraus resultie-
renden Auseinandersetzungen der 
Beamtinnen und Beamten mit ihrem 
Dienstherrn werden nicht als Fürsorge 
empfunden werden. 

Der eigentliche Sinn und Zweck der 
Erfüllungsübernahme, betroffenen 
Beamtinnen und Beamten Fürsorge 
angedeihen zu lassen und ihre Positi-
on und Arbeit besonders zu würdigen, 
wird mit dieser Praxis verfehlt.
• �Keine Übernahme der Rechtsverfol-

gungskosten 
Das Gesetz sieht nicht die Übernah-

me der entstehenden Rechtsschutz-
kosten vor. Die Rechtsschutzkosten 
können auch nicht im Rahmen des 
dienstlichen Rechtsschutzes geltend 
gemacht werden.

Nach den Voraussetzungen Nr. 42.2 
zu § 45 BeamtStG wird dienstlicher 
Rechtsschutz für zivilrechtliche Forde-
rungen nur gewährt, wenn diese For-

derungen infolge von Anschlägen ent-
standen sind.

Dazu stehen die durch die rechtli-
che Überprüfung der Angemessen-
heit der Schmerzensgeldansprüche 
möglicherweise entstehenden Mehr-
kosten in keinem vernünftigen Ver-
hältnis. 

Der GdP trägt die Rechtsanwalts-
kosten und die Gerichtskosten.
• �Öffentlich beglaubigte Abtretungs-

erklärung
Die Regelung des § 80a Abs. 3 Lan-

desbeamtengesetz verlangt die Vorla-
ge einer öffentlich beglaubigten Ab-
tretungserklärung Zug um Zug für die 
Erfüllungsübernahme durch den 
Dienstherrn in der Höhe, in der die Er-
füllung vom Dienstherrn übernommen 
wird.

Die Frage ist hier wiederum wer die 
Kosten der öffentlichen Beglaubigung 
übernimmt. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich die 
Verfahren nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes entwickeln werden. 

Scheuen Sie sich nicht, bei Fragen 
oder Problemen Kontakt zur Rechtsab-
teilung der GdP Baden-Württemberg 
aufzunehmen. Wir helfen Ihnen gerne 
weiter!

Telefon: 0 70 42/879-263
E-Mail: rechtsabteilung@gdp-bw.de
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Reaktivierung des „Freiwilligen Polizeidienst“ geplant

Beim 72. Landesparteitag der 
CDU Baden-Württemberg, der vom 
21.–22. September 2018 in Rust 
stattfand, lag der Antrag: „Polizei, 
Freiwilligen Polizeidienst und Kom-
munalen Ordnungsdienst stärken“, 
den Delegierten vor. Dieser wurde 
einstimmig, so aus Kreisen der CDU 
publiziert, angenommen.

Grundsätzlich begrüßt die Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) das 
Vorhaben der CDU, die Polizei 
weiterhin zu stärken, aber hierbei 
den Freiwilligen Polizeidienst wie-
der auf den Stand von 2011 zu 
bringen, halten wir für falsch und 
unverantwortlich. Seit 1964 lehnt 
die GdP die Institution „Freiwilli-
ger Polizeidienst“ in Baden-Würt-
temberg ab. 

Das soll das ehrenamtliche Enga-
gement der Personen nicht in Frage 
stellen, die jahrelang sich dafür zur 
Verfügung stellten. Das kann an-
derswo erfolgen, aber nicht bei der 
Polizei, bewaffnet und in gleicher 
Polizeiuniform, wie die aktiven Poli-
zistinnen und Polizisten.

„Der Beruf des Polizisten ist ein 
anspruchsvoller, schwieriger und 
ausbildungsintensiver Beruf, der 
alles abverlangt. Darum ist auch 
nicht jeder dafür geeignet. Wer hier 
die Personalknappheit mit bewaff-
neten, ehrenamtlichen „Polizeifrei-
willigen“ kaschieren will, handelt 
gegenüber der Bevölkerung ver-
antwortungslos!“

Der Bürger hat ein Anrecht dar-
auf, dass er fachkompetente und gut 
ausgebildete Polizeibeamten vor 
sich hat.

Die CDU im Land will die Poli-
zeifreiwilligen den aktiven Polizis-
ten gleichstellen, so lässt zumindest 
ein Punkt des Antrags vermuten:

Gleiche Ausrüstung von haupt-
amtlichen Polizeibeamtinnen und 
-beamten und den Angehörigen des 
freiwilligen Polizeidienstes (ein-
schließlich Uniform und Waffe).

Das heißt im Klartext, dass der eh-
renamtliche Polizeifreiwillige, der 
durch einen Kurzlehrgang (ein- bis 
zweiwöchig), mit scharfen Schuss-
waffen und der Uniform, wie die 
hauptamtlichen Polizisten, ausge-
stattet werden soll.

Gerade wegen der angespannten 
Terrorlage durchlaufen die haupt-
amtlichen Polizisten intensive Wei-

GdP: Vorhaben der CDU ist unverantwortlich
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terbildungsmaßnahmen wie AMOK-
Schulungen, Trainings von fiktiven 
Terrorlagen und vieles mehr. Bis ein 
hauptamtlicher Polizist bewaffnet, 
u. a. zum Schutz der Bevölkerung, 
eingesetzt wird, durchläuft er eine 
mehrjährige intensive Ausbildung 
und zahlreiche Weiterbildungsmaß-
nahmen, gerade auch im Umgang 
mit scharfen Schusswaffen.

Wir haben auch in den sozialen 
Netzwerken bei Facebook eine Um-
frage gemacht und die Bürgerinnen 
und Bürger um ihre Meinung ge-
fragt. Das Ergebnis ist eindeutig:

Deutlicher kann es nicht sein!

Es ist unverantwortlich hier eh-
renamtliche Bürgerinnen und Bür-
ger, bewaffnet und in Uniform, zum 
Schutze der Bevölkerung einzuset-
zen. Deshalb lehnt die GdP weiter-
hin die Institution „Freiwilliger Poli-
zeidienst“ ab, wie sie die CDU gerne 
hätte. Der Bürger muss sich darauf 
verlassen können, dass der Staat für 
ihre Sicherheit alles tut. 

Da wo Polizei draufsteht, muss 
auch Polizei drin sein! Ehrenamt ja, 
aber nicht bei der Polizei! 

(TM)
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